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Haus & Grund Worms-Alzey informiert zum Thema: 

Steuern:   Grundsteuer-Reform 
2 2 . 0 0 5  

- Anleitung zur Abgabe der Feststellungserklärung - 
 

Neuberechnung: Die Grundsteuer aller Grundstücke in Deutschland muss nach einer Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts neu berechnet werden. Die Bundesländer können bei der Berech-
nung von der vom Bund vorgegebenen Berechnungsmethode abweichen. Rheinland-Pfalz (RLP) hat 
davon keinen Gebrauch gemacht. Die nachfolgende Anleitung gilt daher für Grundstücke in RLP. Zu 
den Formalien:  
 
Erklärender: Die Feststellungserklärung muss vom Eigentümer des Grundstücks, des Eigentümers 
eines Betriebes der Land - und Forstwirtschaft, der Erbbauberechtigte unter Mitwirkung des Grund-
stückseigentümers abgegeben werden. 
 
Finanzamt: Die Erklärung ist an das Finanzamt zu richten, in dessen Bezirk das Grundstück liegt. Die 
örtliche Zuständigkeit erfahren Sie unter www.finanzamt.de 
 
Form: Die Erklärung muss elektronisch über die Kommunikationsplattform der Finanzämter „Mein-
ELSTER“ abgegeben werden. Den Zugang erhalten Sie über das Internet unter www.elster.de.  
 
Ausnahme: Bei Härtefällen kann das Formular schriftlich beim Finanzamt eingereicht werden. Das ist 
der Fall, wenn die elektronische Übermittlung dem Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder persönlich 
(Beispiel: Keine Medienkompetenz, körperliche oder geistige Behinderung) unzumutbar ist. 
 
Frist: Die Erklärung muss dem Finanzamt bis zum 31. Oktober 2022 zugestellt sein. 
 
Inhalt: Bei der Erklärung müssen letztendlich 16 Informationen in das Formular eingetragen (keine 
Angst, das klingt komplizierter, als es tatsächlich ist) werden und zwar 
 
➀ Aktenzeichen 
② Lagebezeichnung des Grundstücks 
➂ Gemarkung 
➃ Grundbuchblatt 
➄ Flur 
➅ Flurstück-Zähler 
➆ Flurstück-Nenner 
➇ Grundstücksgröße (Amtliche Fläche) 
➈ Miteigentumsanteil am Grundstück Zähler 
➉ Miteigentumsanteil am Grundstück Nenner 
⑪ Flächenangabe für Bodenrichtwert 
⑫ Bodenrichtwert pro m2  
⑬ Wohn/Nutzfläche 
⑭ Anzahl der Wohnungen 
⑮ Anzahl der Garagen/Tiefgaragenstellplätze 
⑯ Baujahr 
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Hilfe: Hilfestellung für die abzugebende Erklärung leistet die Steuerverwaltung die mit Informations-
schreiben einen Großteil der abzugebende Information, nämlich die grün dargestellten Informationen 
gen ➀ bis ⑫ mitgeteilt hat. Hier das Muster des Schreibens der Steuerverwaltung: 
 

 
 
Dieses Schreiben sollte jeder erklärende bis Ende Juli 2022 erhalten haben. Wem das Schreiben nicht 
vorliegt, sollte bei dem zuständigen Finanzamt nachfragen. Weitere Hilfen zum Ausfüllen der Erklä-
rung sind abrufbar unter www.lfst-rlp.de/fileadmin/user_upload/Gemeinsame_Dateien/Flyer/Elster/ 
Klickanleitung_ELSTER-Grundsteuer-Formulare.pdf oder Hilfe leistet auch ihr Steuerberater 
 
 

Daten der Erklärenden: 

Die oben genannten Daten zu den Kreisziffern ⑬ bis ⑯ sind für die Feststellungserklärung von den 
Erklärenden zu ermitteln und zwar: 
 

⑬ Sie müssen Angaben zur Wohn- bzw. Nutzfläche des Gebäudes angeben. Bauunterlagen enthal-

ten häufig eine Wohn- bzw. Nutzflächenberechnung, wobei darauf zu achten ist, ob das Rohbaumaß 
angegeben ist, denn dann sind für den Innenputz 3 % in Abzug zu bringen. Gibt es keine anderen 
Dokumente (Kaufverträge, Versicherungspolicen, etc.), dann müssen Sie die Fläche nach der Wohn-
flächenverordnung (WoFlV) vermessen. Einzubeziehen sind Tür und Fensterbekleidung und -rahmen, 
Fußleisten, fest eingebaute Gegenstände wie Öfen oder Badewannen und Einbaumöbel, während 
Schornsteine oder Treppen mit mehr als drei Steigungen, Türenischen sowie Fenster und offene 
Wandnischen nicht berücksichtigt werden. Unbeheizten Wintergärten werden mit 50 % der Fläche 
berücksichtigt, Balkone, Loggien, Dachgärten und Terrassen, die ausschließlich zur Wohnung gehö-
ren in der Regel mit 25 % höchstens jedoch mit 50 %. Kellerräume, Speicher/Bodenräume, Waschkü-
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chen, Abstellräume, Trockenräume, Heizungsräume, Garagen, Räume die nach der Bauordnung kei-
ne Wohnräume sind, werden nicht berücksichtigt. Geschäftsräume sind zwar keine Wohnfläche aber 
Nutzflächen. Anrechenbar sind die Grundflächen von Räumen mit einer lichten Höhe von mindestens 
2 m vollständig, Räume mit einer lichten Höhe von 1 m bis 2 m zu 50 %. 
 

⑭ Sie müssen die Anzahl der Wohnungen angeben. Wohnung in diesem Sinne ist jede umschlos-

sene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen benutzt werden kann und eine Küche, ein Bad und eine 
Toilette enthält. 
 

⑮ Sie müssen die Anzahl der Garagen bzw. Tiefgaragenstellplätze angeben. 

 

⑯ Sie müssen das Baujahr des Gebäudes angeben. Eine Kernsanierung eines Gebäudes kann 

Einfluss auf das Baujahr haben. Das ist regelmäßig dann der Fall, wenn wesentliche Bauteile erneuert 
worden sind (Dach, Bodenbelege, Fenster, Türen, Elektrik, Heizung, Wasser- und Abwasserleitun-
gen). Als Faustregel gilt, dass das Jahr der Fertigstellung der Sanierung anzugeben ist, wenn dabei 
ca. 1/3 der Kosten eines vergleichbaren Neubaus aufgewendet worden sind. 
 
 

Überprüfung: Die Bearbeitung durch die Finanzämter soll bis Mitte des Jahres 2024 abgeschlossen 

sein. Die jeweils Erklärenden erhalten dann vom Finanzamt den Grundsteuerwertbescheid. Dieser 
Grundsteuerwertbescheid sollte überprüft werden. Sind die Daten der Antragstellung nicht oder feh-
lerhaft berücksichtigt worden, muss gegen diesen Bescheid innerhalb eines Monats Einspruch einge-
legt werden. 
 
Auf der Grundlage dieses Grundsteuerwertbescheid ergeht dann später der Grundsteuermessbe-
scheid und daraufhin später von den Kommunen der eigentliche Grundsteuerbescheid. Auch diese 
Bescheide sind jeweils zu überprüfen und im Falle von Fehlern ist binnen eines Monats Einspruch 
einzulegen. Die Bescheide enthalten dann jeweils eine Rechtsmittelbelehrung. 
 
 

Regelungen zum Erlass:  

Ist der normale Rohertrag für das gesamte Gebäude (Kaltmiete und Zahlungen für Betriebs- sowie 
Heizkosten, Kosten für Ein- und Umbauten des Mieters sowie Mietvorauszahlungen) um mehr als 50 
% gemindert   u n d   hat der Steuerschuldner diese Minderung nicht zu vertreten, wird die Grundsteu-
er auf Antrag des Eigentümers zu 25 % erlassen. Ist die Immobilie vollständig ertraglos, beträgt der 
Erlass 50 %. Persönliche oder wirtschaftliche Verhältnisses des Eigentümers spielen dabei keine Rol-
le. Ein Leerstand ist dann relevant, wenn die Räume überhaupt nicht vermietet werden können. Miet-
minderungen für irreparable Schäden sind zu berücksichtigen. Der Mietausfall ist relevant, wenn der 
Mieter bei der Vermietung die Miete aus persönlichen Gründen nicht zahlen kann. Es ist die normale 
(also ungekürzte) Jahresrohmiete und die tatsächlichen Mieteinnahmen gegenüberzustellen. 


